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UNO Organisation der Vereinten Nationen
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Zum Abschluss des Internationalen Jahres der Familie präsentierte die von der
Vereinigung Pro Familia im Auftrag des Bundesrates eingesetzte Kommission einen
detaillierten Forderungskatalog. Sie verlangte insbesondere die möglichst rasche
Einführung einer Mutterschaftsversicherung, eine einheitliche Regelung der Familien-
und Kinderzulagen auf Bundesebene, die Anerkennung der unbezahlten Leistungen der
Familien sowie die Sicherung eines Familienlastenausgleichs, um so die Vereinbarkeit
von Familie, Arbeit und Schule zu realisieren. Weiter setzte sie sich für die
raschestmögliche und vorbehaltlose Ratifikation der UNO-Konvention über die Rechte
des Kindes ein. Vom Bundesrat erwartete sie schliesslich, dass er einen unabhängigen
Rat für Familienfragen einsetze, der die Vernetzung und den Informationsaustausch von
Wissenschaft, Politik, Institutionen und Gesellschaft sicherstellen soll.
Die für die Familienpolitik zuständige Bundesrätin Dreifuss konnte darauf hinweisen,
dass einige der Forderungen in Prüfung sind oder sich bereits im Stadium der
Gesetzgebung befinden (Mutterschaftsversicherung, Ratifikation der UNO-Konvention).
Skeptisch äusserte sich Dreifuss zum Vorschlag, neue eidgenössische Gremien für
Familienfragen zu schaffen. Sie schlug stattdessen vor, ein Koordinationsorgan ins
Leben zu rufen, in dem die Bundesverwaltung, die Kantone, die Gemeinden, die
Wissenschaft sowie die privaten Familien-, Frauen- und Jugendorganisationen
vertreten wären.
Wissenschaftliche Studien, die eine Art Bestandesaufnahme der schweizerischen
Familienpolitik erstellten, untermauerten die Forderungen der Kommission. Erstmals
wurden die staatlichen finanziellen Leistungen zugunsten der Familien erhoben. 1990
machten sie rund 2,1% des Bruttoinlandproduktes (BIP) aus, während sie in den EU-
Staaten im Durchschnitt knapp 3% des BIP betrugen. Dies hängt wohl auch damit
zusammen, dass die Schweiz als einziges EU- oder Efta-Land immer noch keine
Mutterschaftsversicherung kennt. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.1994
MARIANNE BENTELI

Die Sozialvorstände von 40 Schweizer Städten schlossen sich zur Initiative „Ja zur
sozialen Sicherung“ zusammen. Handlungsbedarf sahen sie vor allem im Bereich der
Familienarmut. Sie begrüssten deshalb die bundesrätlichen Modelle zur Reform der
Familienbesteuerung, vertraten aber die Auffassung, dies könne nur ein Anfang sein. Es
seien weitere Schritte notwendig, um die strukturelle Familienarmut zu verhindern.
Gefordert wurde ein gesamtschweizerisch vereinheitlichter Sockel der Kinderzulagen.
Darüber hinaus müssten bedarfsabhängige ergänzende Kinderleistungen ausgerichtet
werden, abgestimmt auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.07.2000
MARIANNE BENTELI

Fünf in der Sozial- und Familienpolitik tätige Organisationen (Eidg. Kommission für
Familienfragen, Pro Familia, Pro Juventute, Schweiz. Konferenz für Sozialhilfe und
Städteinitiative „Ja zur sozialen Sicherheit“) forderten dringend Massnahmen zur
finanziellen Besserstellung von Familien mit dem Ziel, die Leistungen der Familien
vermehrt zu anerkennen und Familienarmut zu verhindern. Mittelfristig möchten sie am
bisherigen dualen System von Familienzulagen und Steuerabzügen festhalten. Sie
verlangten eine Bundeslösung für die Ausrichtung einheitlicher Kinderzulagen in der
Höhe von mindestens 200 Franken resp. 250 Franken für Jugendliche in Ausbildung.
Zudem unterstützten sie die Bestrebungen des Nationalrates, für finanzschwache
Familien einkommensabhängige Familienergänzungsleistungen nach dem Tessiner
Modell einzuführen. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.08.2002
MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Im Vorfeld der Beratung ihrer Volksinitiative „Für fairere Kinderzulagen“ im Parlament
erklärte die Gewerkschaft Travail.suisse, die von ihr geforderte monatliche Zulage von
450 Fr. pro Kind sei finanzierbar, wenn eine moderate Erbschaftssteuer eingeführt
würde. Erbschaften sollten – bei einem Freibetrag von 500 000 Fr. – mit einem
Steuersatz von 25% besteuert werden. Bei der derzeitigen Vererbungssumme von
jährlich rund 25 Mia Fr. brächte dies Einnahmen von 2,75 Mia Fr., also etwa soviel, wie
der Ausbau der Kinderzulagen kostete. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.01.2005
MAGDALENA BERNATH

1) Lit. Gilliand/Cuénod; NZZ, 19.10.94; NQ, 10.11.94; Cash und Bund, 9.12.94; Presse vom 10.12.94.; Presse vom 10.12.94. Vgl.
SPJ 1993, S. 238.
2) Presse vom 4.7.00.
3) Presse vom 21.8.02.
4) NLZ und SGT, 22.1.05; Lib., 25.1.05.
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